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Antrag

der FDP-Fraktion Berlin

Berliner Transparenzgesetz (BerlinTG)

Das Abgeordnetenhaus möge beschließen:

Das Abgeordnetenhaus hat folgendes Gesetz beschlossen:

Berliner Transparenzgesetz
(BerlinTG)

vom …

Abschnitt 1
Transparenzgebot

§1
Zweck des Gesetzes

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, den rechtlichen Rahmen für die Verwirklichung der
Informationsfreiheit zu schaffen. Sie fördert die demokratische Meinungs- und Willens-
bildung, Beteiligung und Mitverantwortung der Bevölkerung am öffentlichen Leben, er-
möglicht eine bessere Kontrolle des staatlichen Handelns und schafft Voraussetzungen
für gesellschaftliche und wirtschaftliche Innovationen. Der Informationszugang ist
möglichst umfassend, unmittelbar und barrierefrei zu gewährleisten.

(2) Jede Person hat nach Maßgabe dieses Gesetzes Anspruch auf unverzüglichen Zugang zu
allen veröffentlichungspflichtigen Informationen nach § 4 dieses Gesetzes bei den in die-
sem Gesetz aufgeführten informationspflichtigen Stellen. Dies gilt auch für Personen-
vereinigungen sowie juristische Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie Grund-
rechtsträger sind.

(3) Rechtsvorschriften, die einen weitergehenden Zugang zu Informationen ermöglichen,
bleiben unberührt. Im Rahmen dieses Gesetzes entfällt die Pflicht zur Amtsverschwiegen-
heit.
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§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Informationen sind alle Aufzeichnungen, unabhängig von der Art ihrer Speicherung. In-
formationsträger sind die physischen oder elektronischen Speichermedien von Informatio-
nen.

(2) Veröffentlichungen sind Aufzeichnungen im Transparenzregister nach Maßgabe des zweiten
Abschnitts dieses Gesetzes.

(3) Das Transparenzregister ist ein zentral zu führendes, elektronisches und allgemein zugäng-
liches Register, das alle nach diesem Gesetz veröffentlichten Informationen enthält.

(4) Informationspflichtige Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind
1. Behörden und sonstige Stellen der unmittelbaren und mittelbaren öffentlichen

Verwaltung,
2. die der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif-

tungen des öffentlichen Rechts, auch soweit diese Bundesrecht oder Recht der
Europäischen Gemeinschaft ausführen,

(5) Als informationspflichtige Stellen gelten auch natürliche oder juristische Personen des
Privatrechts, soweit sie öffentliche Aufgaben, insbesondere solche der Daseinsvorsorge,
wahrnehmen oder öffentliche Dienstleistungen erbringen und dabei der auch der teil-
weisen Kontrolle des Landes Berlin oder einer unter seiner Aufsicht stehenden juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts unterliegen. Darüber hinaus gelten als informations-
pflichtige Stellen auch Körperschaften oder juristische Personen des Privatrechts, die
durch einen Staatsvertrag geschaffen wurden, an dem das Land Berlin beteiligt ist. Dies
gilt ebenfalls für juristische Personen, die vom Land Berlin gemeinsam mit anderen
Ländern oder dem Bund gegründet wurden, sofern diese ihren Sitz in Berlin haben sowie
Auftraggeber im Sinne des § 98 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. I S. 2114; 2009 I S. 3850),
zuletzt geändert am 5. Dezember 2012 (BGBl. I S. 2403), in der jeweils geltenden
Fassung, soweit sie überwiegend von anderen informationspflichtigen Stellen finanziert
werden.

(6) Kontrolle im Sinne des Abs. 5 liegt vor, wenn
1. die Person des Privatrechts bei der Wahrnehmung der öffentlichen Aufgabe oder

bei der Erbringung der öffentlichen Dienstleistung gegenüber Dritten besonderen
Pflichten unterliegt oder über besondere Rechte verfügt, insbesondere ein Kon-
trahierungszwang oder ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht, oder

2. eine oder mehrere der in Absatz 4 ,  Absat z 5  und Absatz 6  genannten juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts allein oder zusammen, unmittelbar oder
mittelbar

a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des Unternehmens besitzt oder
besitzen oder
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b) über die Mehrheit der mit den Anteilen des Unternehmens verbunde-
nen Stimmrechte verfügt oder verfügen oder

c) mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans des Unternehmens stellen kann oder können.

(7) Auskunftspflicht ist die Pflicht der informationspflichtigen Stellen, Informationen auf
Antrag nach Maßgabe dieses Gesetzes zugänglich zu machen.

(8) Veröffentlichungspflicht ist die Pflicht der informationspflichtigen Stellen, aktiv Infor-
mationen in das Transparenzregister nach Maßgabe dieses Gesetzes einzupflegen.

(9) Informationspflicht umfasst die Auskunfts- und die Veröffentlichungspflicht.

(10) Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind alle auf ein Unternehmen bezogene Tatsa-
chen, Umstände und Vorgänge, die nicht offenkundig, sondern nur einem begrenzten Per-
sonenkreis zugänglich sind und an deren Nichtverbreitung der Rechtsträger ein berech-
tigtes Interesse hat. Ein berechtigtes Interesse liegt vor, wenn das Bekanntwerden einer
Tatsache geeignet ist, die Wettbewerbsposition eines Konkurrenten zu fördern oder die
Stellung des eigenen Betriebs im Wettbewerb zu schmälern oder wenn es geeignet ist,
dem Geheimnisträger wirtschaftlichen Schaden zuzufügen.

§ 3
Anwendungsbereich

(1) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen die nach § 2 aufgeführten informationspflichti-
gen Stellen mit den nach § 4 aufgeführten Dokumenten und die ihnen zu Grunde liegen-
den Daten.

(2) Gremien, die eine informationspflichtige Stelle beraten, ohne selbst die Voraussetzungen
nach § 2 dieses Gesetzes zu erfüllen, sind informationspflichtig, wenn

a. die Mehrheit der Mitglieder des Gremiums von informationspflichtigen Stellen
berufen wird, oder

b. die von informationspflichtigen Stellen berufenen Mitglieder über die Stim-
menmehrheit im Gremium verfügen.

Abschnitt 2
Veröffentlichungspflicht und Veröffentlichung

§ 4
Veröffentlichungspflichtige Informationen

(1) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen
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1. Gesetze sowie Rechts- und Verwaltungsvorschriften des Landes,
2. Tagesordnungen, Vorlagen, Beschlüsse und Rundschreiben des Senats, des Rats der

Bürgermeister, der Landes- und Bezirksausschüsse sowie der Bezirksämter im Sinne
des § 34 Abs. 3 Bezirksverwaltungsgesetz, nebst den zugehörigen Protokollen und
Anlagen,

3. Mitteilungen des Senats an das Abgeordnetenhaus oder den Bundesrat, Haushalts,
Stellen-, Bewirtschaftungs-, Organisations-, Geschäftsverteilungs- und Aktenpläne,

4. Gesellschaftsverträge, Satzungen, Richtlinien, Geschäftsordnungen, Verwaltungsvor-
schriften, Dienstanweisungen und Arbeitshilfen,

5. Amtsblätter, amtliche Statistiken, Tätigkeitsberichte und Ergebnisse der Rech-
nungsprüfung,

6. Gutachten und Studien informationspflichtiger Stellen sowie andere Gutachten,
gutachterliche Stellungnahmen, Studien und Vermerke, soweit sie von einer infor-
mationspflichtigen Stelle in Auftrag gegeben wurden und deren Ergebnisse entweder
Gutachten zu abgeschlossenen Projekten darstellen oder einen grundlegenden Charak-
ter aufweisen und damit Informationen des öffentlichen Interesses sind,

7. a) für die Landesebene: Verträge, sofern zwischen den Vertragspartnern im Laufe der
vergangenen zwölf Monate ein addierter Gegenstandswert von mindestens 250.000
Euro vertraglich abgeschlossen worden ist, einschließlich der Anhänge und Neben-
abreden,
b) für die Bezirksebene: Verträge, sofern zwischen den Vertragspartnern im Laufe der
vergangenen zwölf Monate ein addierter Gegenstandswert von mindestens 50.000
Euro vertraglich abgeschlossen worden ist, einschließlich der Anhänge und Neben-
abreden,

8. geeignete Verbraucherinformationen nach dem Gesetz zur Verbesserung der ge-
sundheitsbezogenen Verbraucherinformationen, insbesondere Berichte und Proto-
kolle von Betriebsüberprüfungen durch die Veterinär- und Lebensmittelaufsicht,

9. Geodaten sowie Karten und Mietspiegel,
10. Verzeichnisse über verfügbare Umweltinformationen, Ergebnisse von Messungen,

Beobachtungen und sonstigen Erhebungen über schädliche Umwelteinwirkungen,
Umweltgefährdungen o der  den Zustand der Umwelt sowie Umweltinformationen
im Sinne des § 10 Abs. 2 des Umweltinformationsgesetzes vom 22. Dezember
2004 (BGBl. I S. 3704),

11. Katasterdaten inklusive Informationen über Baulücken,
12. öffentliche Pläne, insbesondere Bauleit- und Landschaftspläne und ihre Entwürfe so-

wie das Verzeichnis der öffentlichen Grün- und Erholungsanlagen und das Land-
schaftsprogramm,

13. die wesentlichen Regelungen erteilter Baugenehmigungen, Bauvorbescheide und ver-
gleichbarer Verwaltungsakte, außer es handelt sich um reine Wohnbebauung mit ma-
ximal fünf Wohneinheiten,

14. Informationen, hinsichtlich derer die informationspflichtige Stelle eine Beteiligung
der Öffentlichkeit oder Auslegung durchführt,

15. Ausschreibungen und Vergabeentscheidungen öffentlicher Aufträge,
16. Informationen über Subventions- und Zuwendungsvergaben, die Vergabe von För-

dermitteln, Sponsoring und Spenden, insbesondere über den Gewährenden, den
Empfänger, die Höhe, die Rechtsgrundlage und den Zweck von erhaltenen oder ge-
währten Zahlungen und Leistungen, sofern deren addierter Wert für den jeweiligen
Empfänger innerhalb von zwölf Monaten über 1.000 Euro liegt sowie mit Ausnahme
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von Zuwendungen an natürliche Personen als Hilfe zum Leben, die auf gesetzlicher
Grundlage erfolgen,

17. Informationen über Zuwendungen Privater an informationspflichtige Stellen, insbe-
sondere über den Gewährenden, den Empfänger, die Höhe und den Zweck der Zu-
wendungen,

18. die wesentlichen Daten von Unternehmen oder sonstigen Organisationen, an denen
das Land Berlin oder informationspflichtige Stellen beteiligt sind, einschließlich einer
Darstellung der jährlichen Vergütungen einschließlich aller Zusatzleistungen wie
Boni oder geldwerten Sachleistungen für die Mitglieder der Leitungsebene,

19. veröffentlichte Gerichtsentscheidungen,
20. Informationen über Besprechungen von Mitgliedern des Senats und von Staatssekre-

tären mit Interessenvertretern,
21. aufsichtsrechtliche Entscheidungen der Fach- und Rechtsaufsicht,
22. Informationen über die personelle Zusammensetzung von Aufsichtsräten, Geschäfts-

führungen, Steuerungsausschüssen oder anderweitig an Entscheidungsprozessen be-
teiligte Gremien informationspflichtiger Stellen,

23. nicht personenbezogene Informationen, die im Rahmen von Antragsverfahren
elektronisch zugänglich gemacht wurden,

24. Informationen, für die bereits aufgrund anderer Rechtsvorschriften eine Veröffentli-
chungspflicht besteht.

(2) Der Veröffentlichungspflicht unterliegen die Verfügbarkeitsdaten aller öffentlich zugäng-
lichen Verkehrsmittel in Echtzeit für eine nicht-kommerzielle Nutzung. Die kommerzielle
Nutzung solcher Verfügbarkeitsdaten setzt voraus, dass im Gegenzug die Nutzerin bzw.
der Nutzer selbst generierte oder zur Verfügung stehende Verfügbarkeitsdaten seinerseits
ebenfalls in Echtzeit nach Maßgabe dieses Gesetzes zur Verfügung stellen muss.

(3) Die informationspflichtigen Stellen sollen vorbehaltlich der § 8 bis 12 darüber hinaus
veröffentlichen
1. Verträge, an deren Veröffentlichung ein öffentliches Interesse besteht, soweit dadurch

nicht wirtschaftliche Interessen der in § 2 Abs. 6 genannten juristischen Personen des
öffentlichen Rechts erheblich beeinträchtigt werden,

2. Dienstanweisungen, sowie alle weiteren, den in Abs. 1 und 2 genannten Gegenständen
vergleichbaren Informationen von öffentlichem Interesse.

§ 5
Transparenzregister

(1) Die für die Umsetzung des Transparenzgesetzes fachlich zuständige Stelle im Senat richtet
ein Transparenzregister des Landes ein. Sie wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung die
zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen Bestimmungen zu treffen, insbesondere zu
Einzelheiten der Veröffentlichung, konkreten Datenformaten oder Verfahrensabläufen zur
Erfüllung der Veröffentlichungspflicht. Die jeweiligen informationspflichtigen Stellen ha-
ben sicherzustellen, dass die zentrale Zugänglichkeit aller ihrer der Veröffentlichungs-
pflicht unterliegenden Informationen über dieses Transparenzregister jederzeit gewährleis-
tet ist. Metadaten der Eintragungen im Transparenzregister müssen an geeigneter Stelle
zentral in einem öffentlich zugänglichen Portal eingetragen werden.
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(2) Der Zugang zum Transparenzregister ist barrierefrei, entgeltfrei und mit Ausnahme von §
4 Abs. 2 anonym. Er wird über öffentliche Kommunikationsnetze bereitgestellt.

(3) Das Transparenzregister enthält eine anonyme Rückmeldefunktion. Diese soll es der
Nutzerin und dem Nutzer ermöglichen, vorhandene Informationen zu bewerten, Informa-
tionswünsche zu äußern oder auf Informationsdefizite hinzuweisen.

§ 6
Ausgestaltung des Transparenzregisters

(1) Veröffentlichungspflichtige Informationen nach § 4 sind unverzüglich, spätestens inner-
halb von 15 Arbeitstagen, in elektronischer Form im Transparenzregister zu veröffentli-
chen. Hierbei ist auch zu erfassen, von wem diese Information wann erstellt wurde, zu
welcher Informationskategorie im Sinne des § 4 die Information gehört und wann sie von
welcher informationspflichtigen Stelle in das Transparenzregister eingestellt wurde. Bei
Verträgen sind alle Vertragsparteien zu erfassen. Alle Informationen müssen leicht auf-
findbar, maschinell mindestens nach den in den vorstehenden Sätzen genannten Datenka-
tegorien und im Volltext durchsuchbar und für die Nutzerin und den Nutzer druck- und
speicherbar sein.

(2) Alle veröffentlichten Informationen müssen in einem maschinenlesbaren Format vor-
liegen. Eine maschinelle Weiterverarbeitung muss gewährleistet sein und darf nicht durch
eine plattformspezifische oder systembedingte Architektur begrenzt sein. Das Daten-
format muss auf verbreiteten und offenen Standards basieren. Liegt ein solches Format
nicht vor, ist ein möglichst barrierearmer Standard zu bevorzugen.

(3) Die Informationen im Transparenzregister müssen bis zu ihrer Archivierung, mindestens
aber für die Dauer von zehn Jahren nach ihrer letzten Änderung vorgehalten werden.

(4) Bei Änderungen veröffentlichter Informationen muss eine Änderungshistorie vorgehalten
werden, aus der sich neben jeder Änderung die jeweils vor und nach der Änderung
geltende Fassung ergibt.

§ 7
Staatliche Verantwortung

(1) Die informationspflichtigen Stellen treffen geeignete organisatorische Vorkehrungen, um
der Informationspflicht nachzukommen und um Informationen, die dem Anwendungsbe-
reich der §§ 10 bis 12 unterfallen, möglichst ohne unverhältnismäßigen Aufwand abtren-
nen zu können. Informationen sind in geeigneten Formaten digital zu erfassen, zu spei-
chern und aufzubereiten, sodass eine Veröffentlichung oder ein Informationszugang auf
Antrag ohne unverhältnismäßigen Aufwand möglich sind. Insbesondere ist die Einhaltung
der ordnungsgemäßen Aktenführung sicherzustellen.

(2) Soweit die Weitergabe einer Information durch höherrangiges Recht oder spezialgesetz-
liche Regelungen verboten ist, ist eine Darstellung ihres Gegenstandes und ihres Titels im
zulässigen Umfang nach Maßgabe des Gesetzes zu veröffentlichen oder zugänglich zu
machen.
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(3) Verträge der informationspflichtigen Stellen mit Dritten sind so auszugestalten, dass aus
diesen herrührende Rechte Dritter der Durchführung und Umsetzung dieses Gesetzes
einschließlich des Zugangs zu, der freien Nutzung, der Weiterverwendung und der
Verbreitung der Informationen nicht entgegenstehen, sofern höherrangiges Recht oder
spezialgesetzliche Regelungen nichts anderes bestimmen. Das gilt auch für Gutachten,
Studien und andere Dokumente, die in die Entscheidungen der Informationspflichtigen
Stellen einfließen oder ihrer Vorbereitung dienen. Nutzungsrechte nach Satz 2 sind bei
der Beschaffung von Informationen abzubedingen, soweit sie einer freien Nutzung,
Weiterverwendung und Verbreitung entgegenstehen können.

(4) Verträge mit einem Gegenstandswert nach Maßgabe von § 4 Abs.1 Nr. 7a) und 7b), die
bei Vertragsabschluss zu veröffentlichen sind, sind so zu schließen, dass sie frühestens
einen Monat nach Veröffentlichung wirksam werden und die informationspflichtige
Stelle innerhalb dieser Frist vom Vertrag zurücktreten kann. Eine Abweichung von Satz
1 ist im Fall von Gefahr im Verzug oder drohender schwerer Schäden zulässig. Satz 1
findet keine Anwendung, wenn der endgültige Vertragstext bereits vor Vertragsabschluss
für mindestens einen Monat veröffentlicht war.

(5) Soweit eine Informationspflicht gegenwärtig nicht besteht, jedoch in absehbarer Zeit
bestehen wird, weist die informationspflichtige Stelle im Transparenzregister bzw. ge-
genüber dem Antragssteller darauf hin. Eine Veröffentlichung bzw. Herausgabe der
betreffenden Informationen erfolgt von Amts wegen nach Wegfall der Gründe, die dem
Informationszugang entgegenstanden.

(6) Die informationspflichtigen Stellen fördern den Einsatz automatisierter Verfahren, um der
Informationspflicht nachzukommen. Dieses gilt insbesondere für die automatisierte
Spracherkennung und Sprachübersetzung von Informationen (E-Translationen).

Abschnitt 3
Ausnahmen von der Informationspflicht

§ 8
Ausnahmen von der Informationspflicht

(1) Keine Informationspflicht nach diesem Gesetz besteht
1. für Gerichte, soweit sie in richterlicher Unabhängigkeit tätig geworden sind; dies

gilt nicht für Gerichtsentscheidungen,
2. für Vorgänge der Steuerfestsetzung und Steuererhebung sowie der Innenrevisi-

onen,
3. für Prognosen, Bewertungen, Empfehlungen oder Anweisungen in Zusammen-

hang mit der gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltendmachung oder Ab-
wehr von Ansprüchen,

4. für den Rechnungshof, soweit er in richterlicher Unabhängigkeit tätig geworden
ist; dies gilt nicht für seine Berichte,

5. für öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten in Bezug auf journalistisch-redakti-
onelle Informationen sowie deren Quellen,
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6. für Grundlagenforschung oder anwendungsbezogene Forschung; § 4 Abs. 1 Nr.
6 bleibt unberührt.

(2) Der Anspruch auf Zugang zu Informationen besteht nicht, soweit und solange Rechte am
geistigen Eigentum verletzt würden, es sei denn, die Betroffenen haben eingewilligt, die
Offenbarung durch Rechtsvorschrift erlaubt oder das öffentliche Interesse an der Bekannt-
gabe überwiegt.

§ 9
Altverträge

(1) Soweit in Verträgen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes abgeschlossen worden sind
(Altverträge), ihre Veröffentlichung ausgeschlossen worden ist, unterliegen sie nicht der
Veröffentlichungspflicht.

(2) Wird ein Antrag auf Information hinsichtlich eines Altvertrags gestellt und stehen der
Gewährung von Informationen Bestimmungen des Vertrags entgegen, so hat die ver-
tragschließende informationspflichtige Stelle die Vertragspartnerin oder den Vertrags-
partner zu Nachverhandlungen mit dem Ziel aufzufordern, die Informationen freizuge-
ben. Kann innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten keine Einigung erzielt werden,
so werden die Informationen gewährt, soweit das Informationsinteresse das Geheimhal-
tungsinteresse erheblich überwiegt.

(3) Für Änderungen oder Ergänzungen von Altverträgen gelten die Bestimmungen dieses Ge-
setzes.

§ 10
Schutz personenbezogener Daten

(1) Personenbezogene Daten sind bei der Veröffentlichung im Transparenzregister unkennt-
lich zu machen. Dies gilt nicht für

1. Verträge nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 hinsichtlich des Namens der Vertragspartnerin oder
des Vertragspartners,

2. Gutachten und Studien nach § 4 Abs. 1 Nr. 6 hinsichtlich der Namen der Ver-
fasserinnen oder Verfasser,

3. personenbezogene Daten im Zusammenhang mit Subventions- und Zuwendungs-
vergaben nach § 4 Abs. 1 Nr. 19, soweit es sich um die Empfängerinnen und
Empfänger von Einzelförderungen handelt; personenbezogene Daten in der
Zweckbestimmung sind nicht zu veröffentlichen.

(2) Name, Titel, akademischer Grad, Berufs- und Funktionsbezeichnung, Büroanschrift, und
Telekommunikationsnummer von Bearbeiterinnen und Bearbeitern unterliegen nicht der
Veröffentlichungspflicht; sie werden auf Antrag zugänglich gemacht, soweit sie Ausdruck
und Folge der amtlichen Tätigkeit sind, kein Ausnahmetatbestand erfüllt ist und schutz-
würdige Sicherheitsbelange nicht entgegenstehen.

(3) Auf Antrag ist Zugang zu personenbezogenen Daten zu gewähren, wenn
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1. er durch Rechtsvorschrift erlaubt ist,
2. er zur Abwehr erheblicher Nachteile für das Allgemeinwohl oder von Gefahren für

Leben, Gesundheit, persönliche Freiheit oder sonstiger schwerwiegender Beeinträch-
tigungen der Rechte Einzelner geboten ist,

3. die oder der Betroffene in die Übermittlung eingewilligt hat oder
4. ein schutzwürdiges Interesse an der Information besteht und überwiegende schutz-

würdige Belange nicht entgegenstehen.
(4) Personenbezogene Daten über Bewerberinnen, Bewerber, Beschäftigte (Beamtinnen und

Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer) und ehemalige Beschäftigte bei auskunfts-
pflichtigen Stellen sind von der Informationspflicht ausgenommen. Abs. 2 und § 4 Abs. 1
Nr. 16 bleiben unberührt.

(5) Soll auf Antrag Zugang zu personenbezogenen Informationen gewährt werden, so ist die
oder der Betroffene über die Freigabe von Informationen zu unterrichten, falls dies nicht
mit einem unvertretbaren Aufwand verbunden ist. Können durch den Zugang zu Infor-
mationen schutzwürdige Belange der oder des Betroffenen beeinträchtigt werden, so hat die
auskunftspflichtige Stelle dieser oder diesem vorher Gelegenheit zur Stellungnahme zu
geben.

§ 11
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

(1) Informationen und Vertragsbestandteile, die Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse ent-
halten, unterliegen der Informationspflicht nur, soweit das öffent liche Informationsin-
teresse das Geheimhaltungsinteresse überwiegt.

(2)  Das öffentliche Interesse an der Information überwiegt gegenüber dem Geheimhaltungs-
interesse der oder des Betroffenen insbesondere dann, wenn das Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis in Angaben über von der oder dem Betroffenen angewandte Produk-
tionsverfahren, die Art und Wirkungsweise von der oder dem Betroffenen eingesetzte
Schutzvorkehrungen gegen schädliche Einwirkungen auf die Umwelt oder ihre Be-
standteile oder die Art und Zusammensetzung von Betroffenen hergestellter oder
eingesetzter Stoffe besteht und es nur durch die Offenbarung dieser Angaben möglich
ist,

1.die Gefahren und Risiken für die Umwelt oder ihre Bestandteile zu beurteilen, die von
den angewandten Produktionsverfahren oder den hergestellten oder verwendeten
Stoffen im Normalbetrieb oder Störungsfall ausgehen oder

2.zu beurteilen, ob die durch den Betroffenen eingesetzten Schutzvorkehrungen gegen
schädliche Umwelteinwirkungen dem Stand der Technik entsprechen.

 Satz 2 gilt entsprechend hinsichtlich der Gefahren und Risiken für die menschliche
 Gesundheit sowie der insoweit getroffenen Schutzvorkehrungen.

(3) Das öffentliche Interesse überwiegt das Geheimhaltungsinteresse der oder des Betroffe-
nen regelmäßig im Fall von

1. Angaben über Emissionen in die Umwelt,
2. Ergebnisse amtlicher Messungen,
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3. Angaben über die Ausstattung amtlicher Messstellen,
4. Angaben über Empfänger und Höhe öffentlicher Fördermittel,
5. Angaben über Bieter und die Höhe der Gebote bei Ausschreibungen durch öffentli-

che Stellen, soweit es eine einmalige Ausschreibung ist und der Eröffnungstermin
abgeschlossen ist,

6. Angaben über Auftragnehmer und vereinbarte Preise bei freihändig vergebenen
Aufträgen öffentlicher Stellen,

7. Angaben über erzielte Erlöse bei dem Verkauf oder der Verpachtung öffentlichen
Eigentums.

(4) Bei Angaben gegenüber den informationspflichtigen Stellen sind Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse zu kennzeichnen und getrennt vorzulegen. Das Geheimhaltungsinteresse ist
darzulegen. Bei der Veröffentlichung oder der Information auf Antrag sind die geheim-
haltungsbedürftigen Teile der Angaben unkenntlich zu machen oder abzutrennen. Dies
kann auch durch Ablichtung der nicht geheimhaltungsbedürftigen Teile erfolgen. Der
Umfang der abgetrennten oder unkenntlich gemachten Teile ist unter Hinweis auf das
Vorliegen eines Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses zu vermerken.

(5) Soll auf Antrag Zugang zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen gewährt werden, so hat
die auskunftspflichtige Behörde der oder dem Betroffenen vorher Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben.

§ 12
Schutz öffentlicher Belange

(1) Von der Informationspflicht ausgenommen sind die unmittelbare Willensbildung des Senats,
Entwürfe, vorbereitende Notizen und vorbereitende Vermerke.

(2) Ebenfalls von der Informationspflicht sollen ausgenommen werden
1. Entwürfe zu Entscheidungen sowie Arbeiten und Beschlüsse zu ihrer unmittelbaren

Vorbereitung, soweit und solange durch die vorzeitige Bekanntgabe der Informati-
onen der Erfolg der Entscheidungen oder bevorstehender Maßnahmen vereitelt
würde. Nicht der unmittelbaren Entscheidungsfindung nach Satz 1 dienen Statisti-
ken, Datensammlungen, Geodaten, regelmäßige Ergebnisse der Beweiserhebung,
Auskünfte, Gutachten oder Stellungnahmen Dritter,

2. Protokolle und Unterlagen von Beratungen, die durch spezialgesetzliche Vertraulich-
keitsvorschriften geschützt sind, sowie Unterlagen, die durch die Verschlusssa-
chenanweisung für die informationspflichtige Stelle geschützt sind.

(3) Dasselbe betrifft auch andere Informationen soweit und solange
1. deren Bekanntmachung die internationalen Beziehungen, die Beziehungen zum

Bund oder zu einem Land, die Landesverteidigung, die innere Sicherheit nicht
unerheblich gefährden würde,

2. durch deren Bekanntgabe ein Gerichtsverfahren, ein Ermittlungsverfahren, ein Ord-
nungswidrigkeitsverfahren oder ein Disziplinarverfahren beeinträchtigt würde.
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Abschnitt 4
Auskunftspflicht und Auskunftserteilung

§ 13
Antragstellung

(1) Ist die begehrte Information nicht im Internet veröffentlicht, besteht das Recht auf Infor-
mationszugang durch individuelle Antragstellung. Einer Begründung des Antrages bedarf
es nicht.

(2) Der Antrag auf Zugang zu Informationen kann schriftlich, mündlich, zur Niederschrift oder
elektronisch bei der auskunftspflichtigen Stelle gestellt werden.

(3) Im Antrag sind die beanspruchten Informationen zu bezeichnen. Dabei wird die antragstel-
lende Person von der angerufenen Stelle beraten. Ist die angerufene Stelle selbst nicht aus-
kunftspflichtig, so hat sie die auskunftspflichtige Stelle zu ermitteln und der antragstellenden
Person zu benennen.

(4) Ist der Antrag unbestimmt, ist dies der Antragstellerin oder dem Antragsteller unverzüglich,
spätestens innerhalb von 15 Arbeitstagen mitzuteilen und ihm unter Setzung einer angemes-
senen Frist Gelegenheit zur Präzisierung des Antrags zu geben. Kommt die Antragstellerin
oder der Antragsteller der Aufforderung zur Präzisierung nach, beginnt der Lauf der Frist zur
Beantwortung des Antrags erneut. Kommt die Antragstellerin bzw. der Antragsteller der Auf-
forderung nicht nach und ist ihr oder sein Begehr auch nicht durch Auslegung zu ermitteln,
so lehnt die informationspflichtige Stelle den Antrag mit entsprechender Begründung ab.

§ 14
Entscheidung über den Antrag

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen machen die begehrten Informationen unverzüglich, spätes-
tens aber innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags bei der Behörde, in der gewünsch-
ten Form zugänglich.

(2) Die Ablehnung eines Antrags oder die Beschränkung des begehrten Zugangs erfolgt inner-
halb der in Abs. 1 genannten Frist durch schriftlichen Bescheid mit einer Rechtsmittelbe-
lehrung. Mündliche Anfragen brauchen nur mündlich beantwortet zu werden.

(3) Können die gewünschten Informationen nicht oder nicht vollständig innerhalb eines Monats
zugänglich gemacht werden oder erfordern Umfang oder Komplexität eine intensive Prüfung,
so kann die auskunftspflichtige Stelle die Frist auf zwei Monate verlängern. Die antragstel-
lende Person ist darüber schriftlich zu unterrichten.

(4) Für Tätigkeiten aufgrund dieses Gesetzes werden keine Entgelte, Gebühren und Auslagen er-
hoben.

§ 15
Zugang zur Information



Abgeordnetenhaus von Berlin
18. Wahlperiode

Seite 12 Drucksache 18/1595

(1) Die auskunftspflichtigen Stellen haben entsprechend der Wahl der antragstellenden Person
Auskunft zu erteilen oder die Informationsträger zugänglich zu machen, die die begehrten
Informationen enthalten.

(2) Handelt es sich um vorübergehend beigezogene Akten anderer informationspflichtiger
Stellen, die nicht Bestandteil der eigenen Aufzeichnungen werden sollen, so weist die aus-
kunftspflichtige Stelle auf diese Tatsache hin und nennt die für die Entscheidung über die
Akteneinsicht zuständige Stelle.

(3) Die auskunftspflichtigen Stellen stellen ausreichende zeitliche, sachliche und räumliche
Möglichkeiten für den Informationszugang zur Verfügung. Die Anfertigung von Notizen ist
gestattet. Kann die auskunftspflichtige Stelle die Anforderungen von Abs. 1 nicht erfüllen,
stellt sie Kopien zur Verfügung.

(4) Die auskunftspflichtige Stelle stellt auf Antrag Kopien der Informationen, auch durch
Versendung, zur Verfügung. Hat die antragstellende Person keine Auswahl zum Übermitt-
lungsweg getroffen, ist regelmäßig die kostengünstigste Form der Übermittlung zu wählen.

(5) Soweit Informationsträger nur mit Hilfe von Maschinen lesbar sind, stellt die auskunfts-
pflichtige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person die erforderlichen Lesegeräte
einschließlich der erforderlichen Leseanweisungen oder lesbare Ausdrucke zur Verfügung.

(6) Die auskunftspflichtige Stelle kann auf eine über öffentliche Kommunikationsnetze zu-
gängliche Veröffentlichung verweisen, wenn sie der antragstellenden Person die Fundstelle
angibt.

(7) Soweit Informationsansprüche aus den in § 10 (Schutz personenbezogener Daten) und § 11
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse genannten Gründen nicht erfüllt werden können, er-
sucht die auskunftspflichtige Stelle auf Verlangen der antragstellenden Person den oder die
Betroffenen um ihre oder seine Einwilligung.

§ 16
Verfahren bei Beteiligung Betroffener

(1) Sofern der Informationszugang personenbezogene Daten, Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse oder geistiges Eigentum betrifft, so ist die oder der Betroffene anzuhören.

(2) Die informationspflichtige Stelle gibt der oder dem Betroffenen schriftlich oder elektronisch
Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb eines Monats. Die Antragstellerin oder der Antrag-
steller ist auf die Drittbeteiligung und die damit einhergehende Verlängerung der Bearbei-
tungsfrist hinzuweisen.

(3) Die informationspflichtige Stelle entscheidet unter Berücksichtigung der Stellungnahme des
oder der Betroffenen über den Antrag. Die Entscheidung ergeht schriftlich und ist auch der
oder dem Betroffenen bekannt zu geben. Der Informationszugang darf erst erfolgen, wenn
die Entscheidung der oder dem Betroffenen gegenüber bestandskräftig ist oder die sofortige
Vollziehung angeordnet worden ist und seit der Bekanntgabe der Anordnung an den Betroffe-
nen oder die Betroffene zwei Wochen verstrichen sind.

Abschnitt 5
Absicherung des Informationsrechts
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§ 17
Die oder der Beauftragte für Datenschutz und für die Informationsfreiheit

(1) Jede Person kann die Berliner Beauftragte oder den Berliner Beauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit anrufen, wenn er sein Recht auf Informationszugang
nach diesem Gesetz als verletzt ansieht.

(2) Die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit überwacht die
Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes.

(3) Die informationspflichtigen Stellen und die mit dem Betrieb des Transparenzregisters beauf-
tragte Stelle sind verpflichtet, die Berliner Beauftragte oder den Berliner Beauftragten für
Datenschutz und Informationsfreiheit und seine oder ihre Beauftragten bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben zu unterstützen. Die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit ist dabei insbesondere Auskunft zu ihren oder seinen Fragen zu erteilen sowie die
Einsicht in alle Unterlagen und Akten zu gewähren, die im Zusammenhang mit dem Infor-
mationsanliegen stehen. Besondere Amts- und Berufsgeheimnisse stehen dem nicht entge-
gen.

(4) Die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit informiert die
Bürgerinnen und Bürger über Fragen der Informationspflicht. Sie oder er berät den Senat, die
mit dem Betrieb des Transparenzregisters beauftragte Stelle und die sonstigen informations-
pflichtigen Stellen in Fragen des Informationszugangs und kann Empfehlungen zur Verbes-
serung des Informationszugangs geben. Auf Ersuchen des Abgeordnetenhauses oder des Se-
nats soll der oder die Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Hinwei-
sen auf Angelegenheiten und Vorgänge nachgehen, die ihren bzw. seinen Aufgabenbereich
unmittelbar betreffen. Auf Anforderung des Abgeordnetenhauses, des Senats oder eines Vier-
tels der Mitglieder des Abgeordnetenhauses hat die oder der Berliner Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Gutachten zu erstellen und Bericht zu erstatten. Außerdem
legt sie oder er mindestens alle zwei Jahre einen Tätigkeitsbericht vor. Sie oder er kann sich
jederzeit an das Abgeordnetenhaus wenden.

(5) Stellt der oder die Berliner Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit Verstöße
gegen dieses Gesetz bei der mit dem Betrieb des Transparenzregisters beauftragten Stelle
oder bei sonstigen informationspflichtigen Stellen fest, so fordert sie oder er diese zur Män-
gelbeseitigung auf. Bei erheblichen Verletzungen der Informationspflicht beanstandet sie o-
der er dies:

1. im Bereich der Verwaltung und der Gerichte gegenüber der Fachaufsichtsbehörde
nach § 8 des Gesetzes über die Zuständigkeiten in der Allgemeinen Berliner Ver-
waltung (Allgemeines Zuständigkeitsgesetz - AZG);

2. im Bereich der der Aufsicht des Landes unterstehenden juristischen Personen des
öffentlichen Rechts und deren öffentlich-rechtlich organisierten Einrichtungen gegen-
über dem Vorstand oder dem sonst vertretungsberechtigten Organ;

3. im Bereich des Abgeordnetenhauses und des Rechnungshofes gegenüber der je-
weiligen Präsidentin oder dem jeweiligen Präsidenten;

4. im Bereich der natürlichen oder juristischen Personen des Privatrechts und deren
Personenvereinigungen gegenüber der Stelle, deren Kontrolle diese unterliegen. Sie
oder er soll zuvor die betroffene Stelle zur Stellungnahme innerhalb einer von ihr oder
ihm zu bestimmenden Frist auffordern und die zuständige Aufsichtsbehörde über die
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Beanstandung unterrichten.
Mit der Feststellung und der Beanstandung soll die oder der Berliner Beauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit Vorschläge zur Beseitigung der Mängel und zur sonstigen
Verbesserung des Informationszugangs verbinden.

(6) Werden die Mängel nicht innerhalb einer angemessenen Frist behoben, kann die oder der
Beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit die Beseitigung der Mängel anordnen.
Dies schließt die Herausgabe von Informationen ein.

(7) In den Fällen des Absatz 5 kann der oder die Berliner Beauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit, soweit ihm bzw. ihr die Informationen vorliegen, diese auch selbst
der Veröffentlichung zuführen, soweit er oder sie dies in der Aufforderung zur Stellung-
nahme nach Absatz 5 unter Verweis auf diesen Absatz angekündigt hat.

(8) Das Recht, gerichtlichen Rechtsschutz in Anspruch zu nehmen, bleibt unberührt

§ 18
Statistiken

(1) Die informationspflichtigen Stellen führen Statistiken, aus denen sich ergibt:
1. die Anzahl der mündlich, schriftlich und elektronisch eingereichten Anträge;
2. die Anzahl der abgelehnten Anträge;
3. der jeweilige Gegenstand der abgelehnten Anträge;
4. die Gründe für die Ablehnung von Anträgen nach Maßgabe der jeweils ange-

wandten gesetzlichen Vorschrift.
(2) Die Statistiken nach Absatz 1 werden einmal jährlich veröffentlicht.

Abschnitt 6
Schlussbestimmungen

§19
Rechtsweg

Für Streitigkeiten um Ansprüche aus diesem Gesetz ist der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. Dies
gilt auch, wenn sich der Rechtsstreit gegen eine informationspflichtige Stelle im Sinne des § 2
Absatz 5 richtet.

§ 20
Übergangsregelungen, Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des sechsten folgenden Kalen-
dermonats] nach Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft. Gleichzeitig tritt
das Berliner Informationsfreiheitsgesetz – IFG, zuletzt geändert durch Art. 21 G zur Anpas-
sung der Formanforderungen im Berliner Landesrecht vom 2. Februar 2018 (GVBl. S. 160)
außer Kraft. Der Senat wird aufgefordert, die für die Umsetzung dieses Gesetzes notwendi-
gen Änderungen anderer Landesgesetze und Rechtsvorschriften spätestens sechs Monate
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes dem Abgeordnetenhaus zur Beschlussfassung vorzulegen.
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(2) Die Regelungen zur Veröffentlichungspflicht und über das Transparenzregister gelten
1. für informationspflichtige Stellen nach § 2 Absatz 4 Nr. 1 drei Jahre nach Verkündung

des Gesetzes,

2. für alle anderen informationspflichtigen Stellen fünf Jahre nach Verkündung des Geset-
zes,

3. für Informationen, die vor der Geltung der Veröffentlichungspflicht dieses Gesetzes
aufgezeichnet worden sind, nur soweit sie in veröffentlichungsfähiger elektronischer
Form

(3) Die technischen Voraussetzungen für die Umsetzung des Gesetzes sind innerhalb von zwei
Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes herzustellen. Über den Fortschritt bei der Umset-
zung im Sinne von Satz 1 hat der Senat dem Abgeordnetenhaus nach dem Inkrafttreten jähr-
lich zu berichten. Spätestens fünf Jahre nach dem Inkrafttreten überprüft der Senat das Gesetz
im Hinblick auf seine Anwendung und Auswirkungen, berücksichtigt dabei die Berichte des
oder der Berliner Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit und berichtet dem
Abgeordnetenhaus über das Ergebnis.

Begründung

Jede Berliner Bürgerin und jeder Berliner Bürger muss prinzipiell in der Lage versetzt sein, die
Arbeitsweise aller öffentlichen und öffentlich finanzierten Stellen im Detail zu verstehen und
zu bewerten (Informationsfreiheit). Zwar gibt es seit dem Jahr 1999 in Berlin ein Informations-
freiheitsgesetz, das den Berliner Bürgerinnen und Bürgern dieses Recht gewährt. Aber im Zuge
der Digitalisierung ist es notwendig, die Idee der Informationsfreiheit neu zu denken. Die Ver-
netzung aller Lebens- und Arbeitsbereiche macht es nunmehr möglich und einfach, dass Daten
und Informationen leicht zugänglich und kostengünstig bereitgestellt werden können.

In der Bereitstellung von Daten und Informationen aus öffentlichen Quellen, die zum Wohle
der Allgemeinheit erhoben werden und ungefragt, standardisiert, maschinenlesbar, dauerhaft
sowie frei verfügbar gemacht werden liegen große Werte und Vorteile.  Ein solcher Open Data-
Ansatz erhöht die Transparenz und Nachvollziehbarkeit des Handelns von Politik und Verwal-
tung. Er eröffnet neue Chancen auf Mitverantwortung, Partizipation und Teilhabe. Open Data
hilft, eine zukunftsfeste öffentliche Verwaltung zu gestalten, indem sie Bürgerinnen und Bür-
gern fundierte Informationen und Entscheidungshilfen bietet und Verbesserungen für die Ver-
waltung selbst vorantreiben kann. Transparenz durch Open Data stärkt die Bürgergesellschaft,
fördert Innovationen und hilft, die öffentliche Verwaltung weiterzuentwickeln und nutzer-
freundlich zu reformieren.

Ein Transparenzgesetz für das Land Berlin, das Gutachten, Verträge und Berichte veröffentlicht
sowie relevante Daten und Informationen der Verwaltung oder landeseigener Betriebe standar-
disiert und maschinenlesbar zur Verfügung stellt - sofern diese weder Geschäftsgeheimnisse
beinhalten noch Personenbezug haben - ermöglicht nicht nur effektive Bürgerbeteiligungsver-
fahren und umfassendes Bürgerschaftliches Engagement, es unterstützt auch Gründerinnen und
Gründer, Startups und gewerbliche Wirtschaft bei der Bereitstellung und Entwicklung für digi-
tale Dienstleistungen und Services , z.B. bei dem Aufbau von smarten Lösungen einer digitalen
Stadt. Ebenso finden Journalistinnen und Journalisten schnellen und einfachen Zugang zu In-
formationen. Schließlich profitiert die öffentliche Verwaltung und ihre Beschäftigten vor allen
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Dingen selbst. Denn alle relevanten Informationen aus allen Verwaltungseinheiten werden
zentral und leicht auffindbar bereitgestellt.

Die ungefragte Bereitstellung von Daten und Informationen auf Grundlage eines neuen Berliner
Transparenzgesetzes wird nicht nur den Ansprüchen eines bürger- und nutzerorientierten Ge-
meinwesens, das in der Bringschuld ist und sein Handeln erklären muss, gerecht. Offene Daten,
deren Erhebung bereits von Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern finanziert wurde und auch
daher der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen sollten, leisten einen wesentlichen Beitrag für
die Zukunftsfähigkeit Berlins. Mit Daten der Verwaltung oder landeseigener Betriebe können
neue und etablierte Unternehmen digitale Anwendungen entwickeln, die z.B. den Verkehrsfluss
in Berlin effektiver gestalten und so zu weniger Schadstoffbelastung beitragen. Offene Daten
und Informationen können aber auch dazu genutzt werden, um neue Technologien - wie die
Künstliche Intelligenz - in der Wirtschaft und öffentlichen Stellen zu trainieren. Ebenso ist es
möglich, anhand von Daten effektive und effiziente Bürgerbeteiligungen durchzuführen.

Die Einführung eines allgemeinen Informationszugangsrechts und einer umfassenden Veröf-
fentlichungspflicht nach dem vorliegenden Gesetzentwurf führt zu zusätzlichen Kosten auf La-
nes- und Bezirksebene, sowohl durch die Einführung wie durch den laufenden Betrieb. Gegen-
zurechnen sind jedoch Einsparungen, die sich aus der akzeptanzstiftenden Wirkung dieses
neuen Informationszugangsrechts ergeben. Bei der Berliner Beauftragten für den Datenschutz
und die Informationsfreiheit entstehen ggf. zusätzliche Personalausgaben für die Wahrnehmung
der Aufgaben zur Wahrung des Rechts auf Informationszugang

Berlin, den 15. Januar 2019

Czaja, Schlömer
und die weiteren Mitglieder

der Fraktion der FDP im Abgeordnetenhaus von Berlin


